65594 Runkel, den 10. März 2010
Niederschrift

über die 42. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 10.03.2010, um 20.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 42. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Bernd Eckert

5. Bernhard Brahm

6. Christoph Demel
7. Jürgen Arnold

8. Andreas Dorn
9. Volker Rosbach
10. Michaela Thomas

11. Frank Burggraf

12. Horst Christmann

13. Jörn Uhl
14. Dr. Gerhard Ruttmann
	15. Günter Gebhart

16. Margret Bergmeier
17. Hugo Schmidt

18. Wolfgang Falk
19. Arnold Nies
20. Eberhard Bremser

21. Michael Kilb
22. Wolfgang Ackermann
23. Dieter Beul

24. Hans-Karl Trog

25. Thomas Kuhlisch

26. Bernd Polomski

27. Lothar Burggraf




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Theo Schmidt

4. Lothar Christl


	5. Antonius Duchscherer

6. Wolf-Dirk Räbiger

7. Sabine Hemming

8. Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 04.03.2010 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 05.03.2010 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 20.50 Uhr die Beschlussfähigkeit der 42. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlt seitens der CDU-Fraktion der Herr Stadtverordneter Manfred Hastrich, seitens der SPD-Fraktion fehlen die Herren Stadtverordneten Günter Daniel und Herr Rainer Röth, seitens der BL fehlt Herr Stadtverordner Erhard Becker.

Seitens des Magistrats fehlt Herr Stadtrat Heiko Steinhauer.
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Tagesordnung:
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Punkt 2
Beschlussfassung über die zukünftige Bebauung des Bereiches „Kappesborder Berg“, Gemarkung Runkel;

Punkt 3
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans in den Bereichen „Auf dem See“ 

in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des 

Gewerbegebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und Einleitung der 

Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz und § 4 Absatz 2 BauGB

Punkt 4
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Durchführung der Beteiligungsverfahren  

gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB für den Bereich des 

Gewerbegebietes „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn

Punkt 5
Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Dehrn;

hier:
Bebauungsplan “Lärmschutzwall TOU L 3063“ (vormals „Gestaltungswall TOU  

            L 3063“)


1) Abwägungsbeschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus dem   

durchgeführten Verfahren gemäß § 4a (3) BauGB

2) Beschluss zur Änderung der Bezeichnung des Bebauungsplans. 

Begründung: Die Beteiligungsverfahren haben ergeben, dass die bisherige Bezeichnung „Gestaltungswall“ zu Missverständnissen geführt hat. Zur Klarstellung soll die Bezeichnung in „Lärmschutzwall“ geändert werden.


3) Beschluss zur Änderung der Festsetzung zur baulichen Höhe des Lärmschutzwalls. 

Begründung: Aufgrund bautechnischer Zwangspunkte kann die geplante Höhe von      

2,5 m über der Fahrbahn nicht im kompletten Bauabschnitt sichergestellt werden. Die bisher als zwingend festgesetzte bauliche Höhe wird daher in eine maximal zulässige bauliche Höhe geändert.


4) Zustimmung zur Begründung und Umweltbericht 
5) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Punkt 6
Städtischer Wirtschaftsweg Gemarkung Ennerich, Flur 2, Flurstück 206;

hier:
Geplante Verschiebung der Anbindung des Wirtschaftsweges an die Landesstraße 3020 (L 3020)

Punkt 7
Mitteilungen des Magistrats 
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Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die zahlreichen Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass zu diesem Punkt keine Anfragen vorliegen.

Punkt 2
Beschlussfassung über die zukünftige Bebauung des Bereiches „Kappesborder Berg“, Gemarkung Runkel;

Herr Stadtverordneter Burggraf schlägt für die Fraktion der Bürgerliste vor, diesen Punkt in Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.

Herr Bürgermeister Bender lädt die Zuschauer der Stadtverordnetenversammlung in die Sitzung des Bau- und Umweltausschusses ein.

Herr Stadtverordneter Ruttmann schlägt vor, diesen Punkt in der heutigen Sitzung zu beschließen. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, diesen Punkt in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.

Abstimmung:

26 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme

Punkt 3
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans in den Bereichen „Auf dem See“ 

in Dehrn, Gewerbegebiet „Kerkerbach“ in Steeden sowie im Bereich des 

Gewerbegebietes „Südlich der L 3020“ in Ennerich und Einleitung der 

Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz und § 4 Absatz 2 BauGB

Herr Stadtverordneter Arnold schlägt vor, diesen Punkt in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, diesen Punkt in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.
Abstimmung:

24 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
2 Enthaltungen
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Punkt 4
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur Durchführung der Beteiligungsverfahren  

gemäß § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und § 4 Absatz 2 BauGB für den Bereich des 

Gewerbegebietes „Auf dem See“ im Stadtteil Dehrn

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, diesen Punkt in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.

Abstimmung:

24 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
2 Enthaltungen


Punkt 5
Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Dehrn;

hier:
Bebauungsplan “Lärmschutzwall TOU L 3063“ (vormals „Gestaltungswall TOU  

            L 3063“)


1) Abwägungsbeschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus dem   

durchgeführten Verfahren gemäß § 4a (3) BauGB

2) Beschluss zur Änderung der Bezeichnung des Bebauungsplans 

Begründung: Die Beteiligungsverfahren haben ergeben, dass die bisherige Bezeichnung „Gestaltungswall“ zu Missverständnissen geführt hat. Zur Klarstellung soll die Bezeichnung in „Lärmschutzwall“ geändert werden.


3) Beschluss zur Änderung der Festsetzung zur baulichen Höhe des Lärmschutzwalls 

Begründung: Aufgrund bautechnischer Zwangspunkte kann die geplante Höhe von      

2,5 m über der Fahrbahn nicht im kompletten Bauabschnitt sichergestellt werden. Die bisher als zwingend festgesetzte bauliche Höhe wird daher in eine maximal zulässige bauliche Höhe geändert.

4) Zustimmung zur Begründung und Umweltbericht 
5) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Herr Bürgermeister erläutert anhand eines Bauplanes die Situation in diesen Bereichen.

Es geht vom Ahlbacher Weg folgend bis hin zum Totenweg, vom Totenweg bis zum Mittelweg und vom Mittelweg bis zum Rolsbach. Nach der Vorstellung des damals von der Stadtverordnetenversammlung gefassten Aufstellungsbeschluss, soll nun ein so genannter Gestaltungswall gebaut werden. Es gibt seit vielen Monaten Gespräche darüber, weil es  Bürgerinnen und Bürger gibt, die sich durch diese Maßnahme in ihren Rechten beeinträchtigt fühlen.
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Es gibt fünf landwirtschaftliche Unternehmen, die in Zukunft durch diese Umgehungsstraße und den Gestaltungswall vom Stadtteil Dehrn abgetrennt sind. 

Wichtig ist, dass durch diesen Gestaltungswall nicht die Sicht beeinträchtigt wird, da durch die teilweise erhebliche Erhöhung der zukünftigen Fahrbahn bzw. Fahrbahnoberfläche schon Beeinträchtigungen möglich sind. 

Hintergrund dieser Diskussion war, dass ein Gestaltungswall erforderlich wäre, welcher zum Beispiel in verschiedenen Bereichen eine mögliche Höhe von 7 Metern über der Fahrbahnoberfläche hätte. Dies bedeutet, dass eine tiefere Fläche benötigt würde, wie die derzeitig landwirtschaftliche genutzte Fläche. 
Einer der Grundstückseigentümer ist nicht bereit, sein Gelände zu veräußern.

Hierbei scheiden Zwangsmaßnahmen aus. Herr Bürgermeister Bender regt an, so schnell wie möglich einen Beschluss zu fassen, diesen Gestaltungswall zu bauen, allerdings vor dem Hintergrund, dass in Zukunft nicht 7 m Höhe, sondern höchstens nur 2,50 m Höhe erreicht werden.    

Für den gesamten Erdaushub werden  Mehrkosten von 166.000 Euro auf die Stadt Runkel zukommen, da diese nicht zu Lasten des Landes Hessen fallen. Die Kosten von 50.000 € seitens der Stadt Runkel  können für den geplanten Gestaltungswall reduziert werden.

Herr Bürgermeister Bender weist darauf hin, dass für die Stadt Runkel keine Nachzahlung in Höhe von 166.000 Euro entstehen sollten.
Herr Bürgermeister Bender bittet, den Satzungsbeschluss heute zu fassen, damit die  Freigabe an die Unternehmen gehen kann, dass  diese mit dem Bau des Gestaltungswalls beginnen können.Es ist seitens des ASV Dillenburg zugesichert, dass die Herstellungskosten unter 50.000 € liegen.

Herr Stadtverordneter Burggraf  merkt an, ob eine Namensänderung von Gestaltungswall in Lärmschutzwall eventuelle Nachteile mit sich bringen könnten.
Herr Bürgermeister Bender entgegnet, eine Namensänderung dient nur zur Klarstellung.

Herr Stadtverordneter Burggraf fragt an, ob bereits Kosten für eine Lärmschutzwand bekannt sind?
Dies wurde von Herr Bürgermeister Bender verneint.
Herr Stadtverordneter Arnold teilt mit, dass bei der ursprünglichen Beschlussfassung davon ausgegangen wurde, dass im Grunde keine Lärmschutzmaßnahme vorgesehen waren. Die entsprechenden Gutachten waren auch Gegenstand der Beratung. Zur Klärung von Missverständnissen ist die Umbenennung von „Gestaltungswall“ in Lärmschutzwall zu empfehlen.
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Herr Stadtverordneter Kuhlisch stellt eine Frage zu dem Beschlussvorschlag Punkt 5, Unterpunkt 3: 

Begründung: Aufgrund bautechnischer Zwangspunkte kann die geplante Höhe von      

2,5 m über der Fahrbahn nicht im kompletten Bauabschnitt sichergestellt werden. Die bisher als zwingend festgesetzte bauliche Höhe wird daher in eine maximal zulässige bauliche Höhe geändert.

Herr Stadtverordneter Kuhlisch fragt, ob dies nicht im gesamten Bauabschnitt dargestellt werden kann?
Herr Bürgermeister Bender erläutert anhand des Bebauungsplan den in Frage gestellten Bauabschnitt.
Herr Stadtverordneter Gebhart fragt an, wie hoch die Gestaltungskosten für diese Baumaßnahme sind?
Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass für die gesamte Erstellung des Gestaltungswalls 50.000 € veranschlagt sind. Die Kosten waren für die optimale Höhe des Walles gedacht, dadurch wird es weniger, da die Höhe nicht mehr erreichbar ist. 

Die Kosten in Höhe von 166.000 € sind für den Erdaushub angedacht.
Herr Stadtverordneter Belz wird dagegen stimmen.
Beschluss:

1) Abwägungsbeschluss zu den eingereichten Anregungen und Bedenken aus dem   

    durchgeführten Verfahren gemäß § 4a (3) BauGB
Abstimmung:

21 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
5 Enthaltungen

Beschluss:
2) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die Bezeichnung des 

    Bebauungsplans von „Gestaltungswall TOU L 3063“ in „Lärmschutzwall TOU L 3063“ zu   

    ändern.
3) Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Änderung der 
    Festsetzung zur baulichen Höhe des Lärmschutzwalls. 

    Begründung: Aufgrund bautechnischer Zwangspunkte kann die geplante Höhe von      

    2,5 m über der Fahrbahn nicht im kompletten Bauabschnitt sichergestellt werden. Die     

    bisher als zwingend festgesetzte bauliche Höhe wird daher in eine maximal zulässige      

    bauliche Höhe geändert.

4) Der Begründung mit Umweltbericht wird zugestimmt.
Abstimmung:

21 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
5 Enthaltungen

Beschluss:
5) Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Abstimmung: 

21 Ja-Stimmen
1 Nein-Stimme
5 Enthaltungen
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Punkt 6
Städtischer Wirtschaftsweg Gemarkung Ennerich, Flur 2, Flurstück 206;

hier:
Geplante Verschiebung der Anbindung des Wirtschaftsweges an die Landesstraße 3020 (L 3020)

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt, dass in der Verwaltungsvorlage bereits
ausführlich berichtet wird und erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Da keine Ergänzungen vorliegen, leitet Herr Bürgermeister Bender zur Beschlussfassung

über.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der von der DB-Netz AG vorgeschlagenen

Verlegung der Anbindung des städtischen Wirtschaftsweges Gemarkung Ennerich, Flur 2,

Flurstück 206, an die Landesstraße 3020 auf der Grundlage des vorliegenden Planentwurfs zu.
Sämtliche mit dem Vorhaben verbundenen Kosten sind von der DB-Netz AG zu tragen. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage der von der DB-Netz AG noch vorzulegenden Ausführungsplanung den an die Stadt Runkel zu zahlenden Ablösebetrag er ermitteln.

Abstimmung:

Einstimmig

Punkt 7
Mitteilungen des Magistrats 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erteilt Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Herr Bürgermeister Bender möchte zunächst ausschließlich auf den Aspekt der Verkehrssicherheit in den Stadtteilen eingehen. In mindestens 3 Stadtteilen gibt es auf Grund der sich mittlerweile ereigneten Autounfällen Probleme, teilweise auch mit Personenschäden. Die Stadt Runkel ist in der Pflicht, Maßnahmen zu ergreifen, um die Verkehrssicherheit zu erhöhen. Zur Zeit werden Gespräche mit dem ASV Dillenburg geführt, diese lehnen es ab, Fußgängerüberwege im Sinne der Bestimmungen in Steeden und  Ennerich zu errichten. Das ASV argumentiert damit, dass die Anzahl der Fußgänger, die in einer bestimmten Zeitspanne die Fahrbahn überqueren, nicht ausreicht, um diese Maßnahmen zu ergreifen. 
In Steeden wurde eine Zählung durchgeführt, in Anwesenheit des Ortsvorstehers und des Hilfspolizisten, die eine klare Überschreitung der Frequenz ergeben hat. Diese ist nicht anerkannt worden. Es wurde dann vom ASV noch mal eine Zählung durchgeführt, welche eine geringe Unterschreitung der erforderlichen Zahl ergeben hat. Daraufhin wurde  vereinbart, eine dritte Zählung durchzuführen. Diese wurde auch zugesagt , aber dann ohne Information an den Ortsvorsteher etc. vom ASV durchgeführt. Das Ergebnis war wiederum, dass die Zahl nicht erreicht wurde. Für diesen Bereich in Steeden und Ennerich besteht nur noch die Möglichkeit der so genannten Überquerungshilfe. Deshalb soll eine Fahrbahnschwenkung vorgenommen werden, wo dann in der Fahrbahnmitte ein so genannter Fahrbahnteiler aufgebaut wird,  sodass die Menschen in der Mitte die Möglichkeit haben zu verweilen, wenn in Richtung X jeweils ein Auto kommen sollte. Im Gegensatz zum Fußgängerüberweg räumt diese Überquerungshilfe dem Fußgänger kein Vorrecht ein.
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Herr Bürgermeister Bender teilt des Weiteren mit, dass er mit der Polizeiakademie in Hessen Kontakt aufgenommen hat. Es gibt die Möglichkeit, an diesen Stellen in Dehrn, Ennerich und Steeden, einen so genannten Starenkasten (festen Blitzer) aufzubauen. Aber nur in einem dieser 3 Kästen befindet sich die Blitzvorrichtung. Ziel soll sein, dass die Attrappen zum Langsam fahren bewegen.
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass im Bereich der  Heerstraße ein Ortstermin stattgefunden hat. Damals wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung entschieden, dass kein Kreisel gebaut wird. Leider ist es so, dass die Heerstraße kein Unfallschwerpunkt ist, da in der heutigen Zeit die wenigsten Unfälle gemeldet und durch die Polizei aufgenommen werden. So hat es die letzten 3 Jahren jeweils nur 3 gemeldete Verkehrsunfälle gegeben. Nach den Vorgaben der Statistik ist es somit kein Unfallschwerpunkt. 
Da damals beschlossen wurde, den Kreisel nicht zu realisieren, blieb aber gleichzeitig ein Betrag im Haushalt stehen, um eine andere Möglichkeit zu realisieren. Diese Möglichkeit ist eine Ampelanlage. Dies liegt seit  Monaten dem ASV Dillenburg vor.   
Diese Verkehrssignalanlagenregelungen wäre mit Kosten von 50.-70.000 € verbunden.

Allerdings ist es so, dass das ASV die Ampelanlage alleine nicht genehmigen kann, dies geht nur in Verbindung mit einem Fußgängerüberweg.
Herr Bürgermeister Bender bittet um Mithilfe des Parlaments, um eine Maßnahme zur Erhöhung der Verkehrssicherheit zu finden.
Herr Stadtverordneter Christmann stellt fest, dass an die Stelle, an die der Fußgängerüberweg hinkommen soll, die Straße eng wird und stellt die Frage, ob man nicht mit Unterschriften etc. eine andere Möglichkeit finden kann?
Herr Bürgermeister Bender erklärt, das Unterschriften die Vorschrift nicht außer Kraft setzen können.

Herr Stadtverordneter Kuhlisch bittet um Auskunft, ob sich diese Ampelanlage nur auf den Fußgängerüberweg bezieht oder auf die komplette Kreuzung der Heerstraße?
Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass es sich auf die komplette Kreuzung bezieht.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt die Frage, ob die Planung noch besteht, den Bürgersteig im Stadtteil Ennerich, Ecke Limburger Straße und Taunusstraße zu vergrößern?

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass dieses Vorhaben noch Bestand hat, es muss aber gemeinsam mit dem ASV geregelt werden. 
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Herr Bürgermeister Bender teilt der Stadtverordnetenversammlung mit, dass Herr Ortsvorsteher Belz das neue Wappen für den Stadtteil Eschenau der Stadt Runkel übergeben will.
Herr Ortsvorsteher Belz übergibt das neue Wappen der Stadt Runkel und erklärt, dass es ausschließlich von Eschenauer Bürgern entworfen wurde. 
Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, teilt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach mit, dass die nächste Sitzung am 14.04.2010 stattfindet und schließt die Sitzung um  21:55 Uhr. 
(Rosbach)




(Forler)


Stadtverordnetenvorsteher


Schriftführerin










